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Die Entwicklung der ungarischen Verfassung 
(1945-1975)
von
IM  R E  TA K Ä O S
Eine wichtige Errungenschaft der volksdemokratischen Revolution 
war die Schaffung der demokratischen Staatsordnunglind anschließend der 
Ausbau des sozialistischen Staates. Dieser Prozeß von geschichtlicher 
Bedeutung kam in der Gestaltung der verfassungsmäßigen Grundlagen des 
Staatslebens zum Ausdruck. Nach der Befreiung begann in unserem Lande 
die Entwicklung der Verfassung auf völlig neuen Grundlagen. Das Horthy- 
Regime hatte keine geschriebene Verfassung, das „Königreich ohne 
König“ war eine gekünstelte öffentlich-rechtliche Konstruktion. Die 
volksdemokratische Entwicklung „erbte“ keine traditionellen bürger­
lich-demokratischen Institutionen, die demokratischen Formen mußten 
neu geschaffen werden.
Die volksdem okratische Revolution lehnte deshalb die Idee der 
R echtskontinuität und die früheren öffentlich-rechtlichen Einrichtungen 
ah. Die A usgestaltung des neuen konstitutionellen Rahmens begann schon 
im Jah re  1944. Sie wurde durch das Gesetz L vom Jah re  1946 über die 
Republik fortgesetzt. Die Verfassung der Volksrepublik vom Jah re  1949 
und schießlieh die Verfassungsreform des Jahres 1972 sind Tragpfeiler 
der verfassungsmäßigen Entwicklung in den letzten drei Jahrzehnten. 
Die eingehende geschichtliche Analyse wird in dieser Entw icklung ge­
wiß ein Suchen nach neuen Wegen finden. Auch wenn sie gelegentlich ein 
Zögern oder Momente des Schematismus, feststellen sollte, w ird sie 
jedoch bestätigen, daß die Volksmacht der „tausendjährigen“ unge­
schriebenen Verfassung in 30 Jahren  eine feste, neue sozialische verfas­
sungmäßige Ordnung geschaffen hat, deren Rahm en von unserem G rund­
gesetz bestim m t wird. Sie ist die Negation und positive Antithese zu den 
herrschenden Klassen in der Geschichte unseres Landes.
I.
Die sich entfaltende volskdemokratische Revolution beseitigte ent­
schlossen das Staatssystem und den Machtapparat der ungarischen halb­
feudalen bürgerlichen Gesellschaft. So schmerzhaft es auch war, daß das 
ganze Land im wahrsten Sinne des Wortes aus den Ruinen wiederaufge-
baut werden m ußte, so vorteilhalft war der historische Augenblick 
für den Auf bau der neuen Volskmaeht. Der frühere S taatsapparat zerfiel 
und seine Leiter flüchteten . Die S treitkräfte , die an der Seite der faschis­
tischen deutschen W ehrm acht käm pften, wurden vernichtet oder verlie­
ßen das Gebiet des Landes. Der neue Staat wurde so von Anfang an un ter 
ganz eigenartigen Bedingungen aufgebaut. Die Niederlage des Faschis­
mus von in ternationalem  Ausmaß und die Rolle der Sowjetunion bei der 
Befreiung w irkten au f die früheren herrschenden Klassen lähmend, auf die 
w erktätigen Klassen dagegen mobilisierend.
In  der kontreten  historischen Lage war die Schaffung der selbstän­
digen ungarischen Staatlichkeit von entscheidender Bedeutung. Die Mög­
lichkeit dazu wurde einerseits durch die internationale Anerkennung 
Souveränität Ungarns, anderseits durch die konsequent dem okrati­
schen K räfte gesichert, die das P rinzip der Volkssouveränität durchsetz­
ten und die volksdem okratische revolutionäre U m gestaltung zum Erfolg 
führten .
Die Organe der Volksmacht waren bezüglich ihrer Entstellung, vor 
allem aber wegen des Inhalts ihrer Tätigkeit Organe revolutionären 
C harakters. Die historische Bedeutung der Nationalkom itees, die in den 
Städten und Gemeinden selbsttätig  oder auf In itiative der Unabhängig­
keitsfront entstanden sind, kann au f dem Gebiet der Neuorganisierung 
der staatlichen Tätigkeit nicht genügend hervorgehoben werden.1
Die Nationalkom itees organisierten die Wahl der Delegierten zur 
Provisorischen N ationalversam m lung Gemäß dem Programm der Un­
garischen Nationalen Unabhängigkeitsfront stü tze sich auch die Pro­
visorische Regierung auf die Nationalkom itees. Die Absicht, eine Ver­
fassung zu geben, wurde im selben Dokum ent unm ißverständlich zum 
Ausdruck gebracht. Der Vorschlag der Ungarischen Kommunistischen 
Parte i über „den Weg zur dem okratischen W iederherstellung und zum 
Aufstieg U ngarns“ wurde zum  Program m  der U nabhängigkeitsfront, das 
die Schaffung einer konstituierenden Nationalversam m lung als ihre Auf­
gabe bezeichnte.2
Am 21. Dezember 1944 tra f  in Debrecen die Provisorische N ational­
versam mlung zusammen, deren Mitglieder au f G rund der Kandidierung 
der demokratischen Parteien au f den von den N ationalkom itees organisier­
ten Volksversammlungen oder den erw eiterten Sitzungen der N ational­
kom itees gewählt wurden. Der a u f der ersten Sitzung der N ationalver­
samm lung gefaßte Beschluß sag t folgendes aus: ,,Es ist also Recht 
und Pflicht der frei und demokratisch gewählten Provisorischen N ational­
versam mlung, im Namen der Gesam theit des ungarischen Volkes zu 
sprechen. Nach Gründung der Provisorischen Nationalversam m lung 
entscheidet endlich das ungarische Volk selber über sein Schicksal. Die 
Provisorische N ationalversam m lung erk lärt feierlich, daß sie als Ver­
tre terin  des nationalen Willens und der ungarischen staatlichen Sou­
veränität die Lenkung der Angelegenheiten des herrenlosen Landes in 
die H ände n im m t“ .3
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Der Anspruch, eine Verfassung zu geben, blieb auf der Tagesordnung, 
obwohl die Sitzung der Provisorischen Nationalversammlung zunächst 
beschloß, ilue Tätigkeit auf die provisorische Regelung der Ausübung 
dei obersten Staatsgewalt zu beschränken. Nachdem die Institution des 
Reichsverwesers aufgehoben worden war, übte das Präsidium der Natio­
nalversammlung die Funktionen des Staatsoberhauptes provisorisch aus. 
Die Nationalversammlung wählte die Provisorische Regierung und den 
Politischen Ausschuß der Nationalversammlung. Sie gab der Regierung 
eine breite Vollmacht und beauftragte den Politischen Ausschuß, die 
Regieiung ständig zu kontrollieren. Durch diese Entscheidungen löste die 
Nationalversammlung zwar nur die wichtigsten Aufgaben, jedoch organi­
sierte sieim wesentlichen den ungarischen Staat neu, schuf dessen zentra­
le Organe und wies zugleich den Gedanken einer Rechtskontiunität zu­
rück. Die Provisorische Regierung faßte Beschlüsse über die demok­
ratische Neuorganisierung der Verwaltung und über die parallele Tätig­
keit der Selbstverwaltungen und der Nationalkomitees und organisierte 
deren Durchführung.
Damals w uitie ubei die ►jL-aAl.sform noch keine DnLscheiuung (;ölrof- 
fen. Aber nach der politischen Beseitigung der früheren S taatsm acht 
weisen die Schaffung des Obersten N ationalrates4 und der U m stand daß 
aus der Benennung aller staatlichen Organe die Bezeichnung „königlich“ 
gesflic hen v e iden  m ußte, aut eine verfassungsrechtliche Trennung hin.
Einen weiteren Schritt zur Schaffung der konstitutionellen Grundla­
gen des Staatslebens verkrperte das Gesetz VIII vom Jahre 1945 über 
das demokratische Wahlrecht. Nach den Wahlen vom 4. November 1945 
trat die Nationalversammlung zusammen und setzte die stufenweise 
Umgestaltung des Staatsapparates fort, obwohl sie auf Grund ihrer 
Zusammensetzung zufolge dabei zweifellos eine reservierte Haltung ver­
trat. Einige Mitglieder der Kleinlandwirtepartei, die bei den Wahlen die 
Mehrheit erhielt, traten gegen den Gedanken einer neuen Verfassung auf 
Sie wollten die öffentliche Meinung für das Königtum gewinnen.e Unter 
diesen Umständen hatte es die neue Ordnung nicht eilig, in der Frage der 
Staatsform zu entscheiden, obwohl sie wiederholt ihre Absicht, zum Aus­
druck brachteeine Verfassung zu schaffen.7 In  der Frage der republika­
nischen Staatsform wartete sie nur auf den Augenblick, in dem die 
Anhänger der Institution des Königtums politisch entlarvt waren, isoliert 
blieben und von den Massen keine Unterstützung mehr erhielten. Am 
31. Januar 1946 proklamierte die Nationalversammlung die Republik.
Das Gesetz I vom Jah re  1946 baut s ta t t  der R ech tskon tinu itä t au f 
die hervorragendsten Traditionen der Jah rhunderte  w ährenden K äm pfe 
des unterdrückten  Volkes, au f die Ideen von K ossuth, Petőfi und T án­
csics au f die Volksrepublik von 1918 und die R äterepublik  von 1919. 
Das Gesetz über die Republik widerspiegelt auch bezüglich der G rund­
rechte eine bedeutende historische Wende. Die ungarische Gesetzge- 
bung legt bei dieser Gelegenheit zum ersten Mal die M enschenrechte ge­
setzlich fest, stellt die Gleichberechtigung der S taatsbürger wieder her 
und beginnt zum völligen Ausbau dieser Rechte Gesetze zu schaffen.8
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Ein Gesetz sorgt für den strafrechtlichen Schutz der Republik (Gesetz 
V II v .J . 1946), und  fü r die Inkom patib ilität der A bgeordneten.9 Die im 
Jah re  1947 gewählte N ationalversam m lung entscheidet sich endgültig 
fü r das Einkam m ersystem  der ungarischen Gesetzgebung und erklärt 
sich für eine Landesversam m lung (Gesetz X X II v.J. 1947). Dieses P a r­
lam ent schafft jene Gesetze, die den stufenweisen Übergang in die zweite 
E tappe der volksdem okratischen Revolution ausdrücken. 1948 verab­
schiedet es das Gesetz über die V erstaatlichung der Großbetriebe und 
sanktioniert durch diesen höchsten S taatsakt die revolutionäre l mge- 
sta ltung  der Produktionsverhältnisse, die Schaffung der wirtschaftlichen 
Basis zum  Aufbau des Sozialismus (Gesetz XXV v .J. 1948).
In der Periode nach dem Ja h r  der W ende h a tte  die Gesetzgebung 
riesige Aufgaben zu lösen. Sie m ußte parallel Gesetze über die stufen­
weise Beseitigung des kapitalistischen Eigentum s und über den Ausbau 
der neuen Staatsorganisation vorbereiten. 1947 wurden 35, 1948 63 und 
1949 28 Gesetze verabschiedet.10
Ein Gesetz regelte die Organisierung des Strafensystem s in der 
S trafjustiz. Das Gesetz über die Aufhebung der Titel und Ränge 
schaffte die feudalen Ü berreste ab. 1948 wurden die Schulen durch ein 
Gesetz verstaatlich t. Auf Grund anderer gesetzlicher Verfügungen konnte 
sich auch die kulturelle Revolution breit entfalten.
I I .
Die Stärkung der Volksmacht brachte infolge der A nhäufung 
quan tita tive r Änderungen eine qualitative l m gestaltung. Es festigten 
sich die führende Rolle der Arbeiterklasse und das zur Beseitigung aller 
Form en der A usbeutung käm pfende Klassenbündnis zwischen (1er A r­
beiterklasse und allen W erktätigen. Das Wesen der Macht änderte sich 
und  ermöglichte, daß die Schaffung einer volksdem okratischen Verfas­
sung, die der S taatsm acht sozialistischen Charakters entspricht , au f die 
Tagesordnung zu setzen. Nach dem Program m  der Parte i der U ngari­
schen W erktätigen vom Jah re  1948 hielt es die Parte i „für not wendig, ein 
Grundgesetz der Volksdemokratie zu schaffen, um  die Rechte und Pflich­
ten der S taatsbürger, die grundlegenden Änderungen in der S taats-, 
W irtschafts- und Gesellschaftsordnung, den Volkscharakter der ungari­
schen Republik k raft des Gesetzes in einer Verfassung zu sanktionieren.“ 
Auch die Volksfront nahm  die Ausarbeitung der neuen Verfassung in 
ihr Program m  auf. Am 27. Mai 1949 bildete die Regierung einen Aus­
schuß zur Vorbereitung der Verfassung. Nach einer um fassenden Aus­
sprache wurde der E n tw urf dem Parlam ent un terbreite t. Das Gesetz X X  
v .J. 1949 wurde am 20. August 1949 verkündet. Die Verfassung schuf 
für die Festigung der sozialistischen Entwicklung eine sichere Grundlage 
und bestim m te den Inhalt und  auch die konkreten Aufgaben der w eite­
ren Gesetzgebung.
Die Verfassung setzte sich zum Ziel, die A usbeutung völlig abzu­
schaffen und die sozialistischen Produktionsverhältnisse zu festigen. Der
«
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A grarpolitik der Parte i entsprechend konzipierte die Verfassung durch 
G ründung von Genossenschaften den W eg zu r sozialistischen U m gestal­
tung  der Landw irtschaft. Sie legte den Aufbau der S taatsorganisation 
sowie den Zuständigkeitsbereich der Regierungsorgane fest und  bestim m te 
die grundlegenden Rechte und Pflichten der W erktätigen.
Die ausführliche Regelung der verfassungsmäßigen Institu tionen  
wurde vom Gesetz XX v..J. 104!) der Gesetzgebung zugewiesen. Im  A n­
fangsstadium  des Aufbaus der sozialistischen W irtschaft konnte die Ver­
fassung die M ittel der W irtschaftslenkung und S taatshaushalts  noch nicht 
ausführlich regeln, weil der l  mfang des sozialistischen Sektors dazu 
noch keine ausreichende Grundlage bot.
Die Verfassung trachtete nicht nach Vollständigkeit, sie legte jedoch 
den Rahmen der staatlichen und staatsbürgerlichen Tätigkeit in klarer 
und volkstümlicher Form fest. Was sich später als ungenügend erwies, 
war nicht eine ursprüngliche Schwäche der Verfassung, sondern Folge 
der Fehler in der Politik der Partei. Es stellte sich erst später heraus, 
daß die l nverletzbarkeit einzelner Rechte die Verfassung wirksamer 
hätte gesichert werden müssen. Nach unseren historischen Erfahrungen 
reichten die in der Verfassungenthaltenen Garantien der sozialistischen 
Gesetzlichkeit und der Verfassungsmäßigkeit nicht aus. Trotzdem bes­
timmte die Verfassung die Hauptrichtungen der Gesetzgebung. Der 
Ausbau unseres Staatsapparats und des sozialistischen Rechtssystems 
erfolgte im Grunde genommen entsprechend den in der Verfassung fest - 
gelegten Normen undaligemeinen Prinzipien.
Nach der Verfassung ging die Zahl der Gesetze in Vergleich zu­
rück zur voraufgegangenem zeit. Die erlassenen Gesetze bedeuteten 
jedoch eine umfangreiche Kodifikation, die für die sozialistische Um­
gestaltung des Rechtssystems von grundlegendem Charakter war. In 
dieser Periode kam es bei der Durchführung der Verfassung zur Schaf­
fung mehrerer organisatorischer Gesetze. Zu ihnen die zwei Gesetze über 
die Rate, das Gesetz über die Organisation der Gerichte und die 
Gesetzesverordnung über die Staatsanwaltschaft. Ebenfalls auf Grund 
verfassungsmäßiger Grundsätze kamen der erste Kodex über das Fami­
lienrecht (zwar in der Form einer Gesetzesverordnung), und der erste 
Kodex über das Arbeitsrecht zustande, und der allgemeine Teil des 
Strafrechts wurde auch geregelt.
In dieser Periode nahmen die Widers] rüclie in der staatlichen Tä­
tigkeit zu. Oft kam es zur Verletzung der sozialistischen Gesetzlichkeit. 
Die Folgen des Personenkults und wirtschaftspolitische Fehler führten 
dazu, daß die Vorschriften der Gesetze in der Praxis viel häufig nicht zur 
Gelt ung kommen konnten. Die Kraft des Systems beweist der Umstand, 
daß es imstande war, die Fehler aufzudecken und deren Ursachen zu 
beseitigen.
Schon vor 1956 wurde damit begonnen, die Fehler zu korrigieren. 
Die sozialistischen Gesetzlichkeit wurde jedoch entscheidend nach der 
Bekämpfung des konterrevolutionären Angriffes gefestigt. Die im Jah re  
1953 gewählte Landesversammlung, deren M andat verlängert wurde
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konnte dank der Wiederherstellung der Verfassungsmäßigkeit mit der Lö­
sung der Gesetzgebungsaufgaben dieses Prozesses beginnen. 1957 entstand 
das Gesetz über die allgemeinen Verfahrensregeln der Staatsverwaltung, 
das gesetzliche Garantien zum Schutz der Staatsbürger schuf. Eine 
neue gesetzliche Regelung erhielt die Institution der Staatsbürger­
schaft, die an die Stelle unseres ersten demokratischen Staatsbürger­
schaftsgesetzes vom Jahre 1948 getreten ist. Als Fortsetzung der grund­
legenden Kodifikationstätigkeit wurde im Jahre 1959 das BGB und im 
Jahre 1969 das StGB geschaffen. 1957 entstand auch das erste Produktios- 
genossenschaftsgesetz, das für die sozialistische Umgestaltung der Land­
wirtschaft einen festen Rechtsrahmen sicherte. Die massenhafte Um­
wandlung erfolgte zwischen 1959 und 1962. Sie machte in der Land­
w irtschaft die Herrschaft der sozialistischen Produktionsverhältnisse 
unwiderruflich.
Tn diesem Zeitabschnitt endete also der Prozeß, der auf den grundle­
genden Gebieten unseres Rechtssystems die Kodifikation sozialistischen 
Inhalts zur Folge hatte.11
III.
Nach der Schaffung der Grundlagen der sozialist ischen Gesellschafts­
ordnung folgte in unserer Heimat als nächster Abschnitt des gesellschaft­
lichen Entwicklung die Periode des völligen Aufbaus des Sozialismus. 
Die Umformung der Macht- und Herrschaftsverhältnisse machte den 
sozialistischen Charakter der Staatsmacht eindeutig. Eine weitere Auf­
gabe blieb aber die Ausgestaltung der organisatorischen Formen und 
Methoden, die durch den sozialistischen Charakter gefordert wurden. 
Die Erfahrungen der staatlichen Tätigkeit und die theoretisch-ideolo­
gische Analyse machte die Ausarbeitung solcher Reformen nötig, die 
gleichzeitig d ie  Wirksamkeit der staatlichen Tätigkeit steigern, ihr 
Niveau erhöhen und dier Staatsbürger dienen anregen.
In dieser Zeit kam es in mehreren sozialistischen Ländern zur Schaf­
fungeiner neuen Verfassung, und es wurde auch im internationalen Aus­
maß nach den Organisations- und Rechtsmitteln gesucht, die den Funk­
tionen des sozialistischen Staates am besten entsprechen. Die längere 
Zeit, die für die inhaltliche Vorbereitung der heimischen Entscheidungen 
bestimmt wurde, erwies sich als fruchtbringend. Es gelang einer­
seits die Kontinuität und .Stabilität zu sichern, anderseits konnten die 
Institutionen den neuen Aufgaben, die im neuen Abschnitt der gesell­
schaftlichen Ent wicklung auftraten, elastisch angepaßt werden.
Ein bedeutender Teil der mit dem staatlichen Leben und der Ent­
wicklung der sozialistischen Demokratie zusammenhängenden Ent­
scheidungen führte zur Rechtsschaffung auf gesetzgeberischem Ebene. 
Die wichtigsten Fragenkreise, die eine gesetzliche Regelung erhalten 
mußten, sind:
1. Die Abänderung der Verfassung der Volksrepublik im Rahmen 
einer umfassenden Verfassungsreform, die sich auch auf die Neuregelung 
des Tätigkeitskreises der Regierungsorgane erstreckte (Gesetz 1 v. J .  1972).
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2. Die Schaffung des neuen Gesetzes über die R äte , das die R äte als 
örtliche \ olksvertret ungs-, Sei bst verwalt ungs- und S taatsverw altungs­
organe ins Ganze des s o z ia l ^ ^ ^ ^ ^  Staatssystem s einordnet (Gesetz 1
3. Die Neuregelung des demokratischen Wahlsystems, das die ße- 
tedigung der Staatsbürger am öffentlichen Leben erhöht, die Verbindung 
zwisc hen den \\ ählern und den Abgeordneten fester knüpft und die Ak- 
tivität der Mitgliederder Volksvertretungsorganesteigert.
4. Die organisatorische Entwicklung der Justiz^ im Interesse der 
Durchsetzung der Einheit der Justiz , ferner die Entw icklung der m ate­
riell-rechtlichen Normen der Rechtssprechung.
,Dl,c Entwicklung der Staatsverw altung, besonders durch die 
Vereinfachung des Verfahrens und  D ezentralisation der W irkungs­
bereiche, ferner die neue Regelung der Rechtsstellung der Ancesteilten 
in der S taatsverw altung.
Die Modifizierung der Verfassung zeigt allein schon die bedeutende 
Entwicklung, die im Staatsleben erfolgte. Der A usdruck der au f dem 
Gebiet der sozialistischen Produktionsverhältnisse eingetretenen Entw ick­
lung und die Aufnahme der humanen G rundprinzipien der sozialistischen 
Gesellschaft m die Verfassung bereicherten unsere volksdem okratische 
Verfassung in bedeutendem Maße.
Bei der V orbereitung der Verfassungsänderung stellte es sich heraus 
dal., eine weitgehende Änderung des Textes nötig war. Der umfas- 
seixie C harakter der Abänderung ermöglichte die Aufnahme neuer 
Institu tionen und die Schaffung der Garantien der Verfassungsmäßig- 
keß . Gleichzeitig stellte es sich heraus, daß sich die G rundinstitutionen 
bewahrt haben und die Verfassung an  die in der Entwicklung der Gesell­
schaft eingetretenen Änderungen angepasst werden kann.
Die Bestimmungen der Verfassung über den weiteren Aufbau 
des S taatsapparates scheinen im ersten Moment nur Berichtigungen zu 
sein, die den inzwischen durchgeführten Abänderungen entsprechen. In 
Wirklichkeit handelt es sich aber um d ieN euregelungderR egierungs- 
tätigkeit. die den W irkungskreis, der Vülksvertretungsorgane au f  G rund 
der Prinzipien des M arxismus-Leninismus konzipiert , den Aufgabenkreis 
des Mi n ist errat es, ferner die Verantw ortung der Regierungsm itglieder, 
der .Minister betrifft.
Die Verfassung erw eitert die Rechte der S taatsbürger, deklariert 
den internationalen Verpflichtungen entsprechend die Beachtung der 
Menschenrechte, erweitert den Kreis der Garantien der staatsbürgerli­
chen Recht e. Sie betont die durch die sozialistische Gesellschaft errunge­
nen wichtigsten wirtschaftlich-sozialen und kulturellen Rechte und 
gliedert sie in die Reihe der G rundinstitutionen der gesellschaftlichen 
Ordnung ein. So leitet die Verfassung auch nach ihrer Änderung die 
lindrechte entsprechend den Ergebnissen der neuesten sozialistischen 
V erfasst!ngsentwicklung direkt aus der gesellschaftlichen Entwicklung ab 
und bestim m t den Bürgern gegenüber die Pflichten des S taates.
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V.
Die Entw icklung unserer Verfassung ist in ihren Grundzügen mit 
der Entw icklung der Verfassung der anderen europäischen Volksdemok­
ratien  identisch. Die Volksdemokratie beruht auch bei uns auf dem 
Bündnis der gegen den Faschism us kämpfenden demokratisc hen ei - 
kündeten. Nach der Befreiung löste sie un ter der Leitung der A rbeiter­
klasse die Aufgaben der dem okratischen U m gestaltung erfolgreich und vol l­
zog schrittw eise auf friedlichem Wege die sozialistische Revolution. Die 
Errichtung der H errschaft der Arbeiterklasse schuf wie bei den anderen 
Volksdemokratien eine Staatsm acht sozialistischen 'I yps.
Auf G rund der besonderen historischen Traditionen und der ver­
schiedenen gesellschaftlichen Verhältnisse finden wir neben den g rund­
legenden Gemeinsamkeiten auch spezifische Züge, die sich in der E n t­
wicklung unserer Verfassung widerspiegeln.
1 Vor der Befreiung h a tte  Ungarn keine geschriebene Yeriassung. 
Das die Räterepublik  vom Jah re  1919 bekäm pfened konterrevolutionäre 
System duldete keine dem okratischen Formen. Die Institutionen der 
D em okratie kamen au f revolutionärem  Wege zustande und sicherten m 
der Ausübung der S taatsm acht vom Anfang an die Mitwirkung der ge­
sellschaftlichen K räfte . Erst im Jah re  1919 kam es zur Schaffung eines 
einheitlichen geschriebenen Verfassungsgesetzes.12
2. Die Verfassung erstrei k te  sieb nicht auf alle verfassungsmäßig 
bedeutenden Fragen. Unsere Verfassung en thält nicht die Regelung 
solcher grundlegenden Rechtsverhältnisse wie das S taatsbürgerrecht. 
das W ohnungsrecht. usw. Die Verfassung beschränkt sich auf die Regelung 
der Grundfragen der Leitung des S taatsapparates, der \  olkswirtschaft 
und der außenpolitischen Tätigkeit. Infolgedessen m ußten diese Rechts­
verhältnisse in den verschiedenen Etappen der sozialistischen E n t­
wicklung durch die Gesetzgebung geregelt werden. In  den wichtigs­
ten Rechtszweigen entstanden Kodexe, die «las grundlegende Recht."-
m aterial der einzelnen Rechtszweige umfassen.
Von der dynamischen Entwicklung der Gesellschaft beeinflußt, wa­
ren die Gesetze häufig Änderungen ausgesetzt. Trotzdem  konnte die 
S tab ilitä t und  die Beständigkeit des Grundgesetzes gesichert werden. 
Die Verfassung vom Jah re  1949 widerspiegelt m it ihrer Modifizierung nn 
Jah re  1972 die inzwischen erfolgten gesellschaftlichen Änderungen und 
bestimm t auch für die Periode des Aufbaus der entwickelten sozi­
alistischen Gesellschaft die Methoden und Formen zur staatlichen Or­
ganisation der Gesellschaft (Gesetz I  vom Jah re  1972).  ^ . . . .
3 . Xach Erlangung der selbständigen ungarischen Staatlichkeit übte 
eine Körperschaft die Funktion des S taatsoberhauptes aus. Obwohl das 
Gesetz über die Republik das Amt des Präsidenten geschaffen hatte, 
blieb auch weiterhin die verfassungmäßige Rolle des Politischen Aus­
schusses der Nationalversam m lung (Landesversammlung) bestehen. Eine 
direkte Fortsetzung dieser Rolle besteht in der heutigen breiten Befugnis 
des Präsidialrates der Volksrepublik.14 So en tstand  unser Präsidiumar-
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liges Organ als Ergebnis der Verfassungsentwicklung nach der Befreiung 
und gliederte sich in das System der höchsten Regierungsorgange orga- 
msch ein. Infolge der Modifizierung der Verfassung vom Jah re  1972 gehört 
auch die Kontrolle der E inhaltung der Verfassung zur Aufgabe des P rä­
sidial rat es der Volksrepublik. Diese Vollmacht sichert es, verfassung­
widrigen Akten vorzubeugen bzw. die Verfassungsmäßigkeit Wieder- 
herst eilen.
4. E igenartig  entw ickelte sich die Organisation der örtlichen Ver­
w altung. Bis 1950 funktionierten die von den dem okratischen K räften 
um gebildeten örtlichen Selbstverwaltungen, welche die früheren Verwal­
tungsformen beibehielten. A uf Grund der Verfassung wurde das R ä te ­
system  aufgebaut, das während seines 25 jährigen Bestehens eine 
hervorragende Institu tion  zur Verwirklichung der sozialistischen Demo­
kratie  w urde.15
1971 schuf das Parlam ent das d ritte  Gesetz über die R äte (Gesetz I 
v. J . 1971). Die Selbständigkeit und  die Befugnis der städtischen und 
Gem einderäte wurde gefestigt. Ih r Selbstverw altungscharakter erschloß 
solche Quellen, die früher nicht zu mobilisieren waren.
5. Eine E igenart unseres W ahlsystems ist, daß das M andat der Volks­
vertretungsorgane au f fünf Ja h re  erhöht wurde das steht mit der rich­
tungsweisenden Rolle der alle fünf Jahre  zusam m entretenden P arte i- 
t age und der Fünfjahrpläne der Volkswirtschaft im Zusamm enhang.
Die dem okratischen Prinzipien des W ahlrechtes sind dadurch nicht 
eingeschränkt, daß die Mitglieder der R äte der H aup ts tad t und der Komi- 
ta te  indiiekt gewählt werden. Sie werden von den Gem einderäten und 
den S tad träten  (in der H auptstad t von den Bezirksräten) gewählt. 
Auch dadurch wird die V ertretung der örtlichen kollektiven Interessen 
in den regionalen R äten gesichert (Gesetz I I I  v. J . 1970).
0. Nach der Modifizierung der Verfassung im Jah re  1972 verabschi­
edete das Parlam ent ein neues Gesetz über die Organisation der Gerichte 
(Gesetz IV  v. J .  1972). Dieses Gesetz weist die w irtschaftlichen und a r­
beitsrechtlichen Streitigkeiten dem Gericht zu und  schafft dadurch die in 
der Verfassung en thaltene E inheit der Rechtsprechung.
*  % %
Die JO Jah re  unserer volksdemokratischen Entwicklung zeigen die 
Festigung des verfassungsmäßigen Rahm ens des sozilistischen S ta a ts ­
lebens. Diese Tatsache hat auch au f internationaler Ebene eine m-oßc 
historische und prinzipiell-politische Bedeutung. Sie beweist, daß die 
sozialistische Staatsm acht auch im Laufe der revolutionären Umge­
sta ltung  der Gesellschaft im stande ist, die Verfassungsmäßigkeit zu ver­
wirklichen.
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